
Bundessozialgericht
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I m N a m e n d e s _V o l k e s

Yerkündet am '
U t _ 1

42° Oktober 4972 . r e 1
in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter „„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„ „„„„„‚°

g e g e n

Beklagten und Revisionskläger°

Der 400 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhendlung in Berlin vom 420 Oktober 4972

durch den Vorsitzenden Richter S o n n e n b e r g ,
die Richter Dr° B r o c k e und Dr° B u r d e n s k i

und die ehrenamtlichen Richter J a h n s und

Dr° B e r t h o l d ‘

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 8° September 4971

aufgehobene

Die Sache wird zu erneuter Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Der Kläger, von Beruf Klempner, bezieht auf Grund des

Bescheides des Versorgungsemtes I Berlin vom 40 September

4957 seit dem 4„ Januar 4957 Versorgung nach dem Bundes—

versorgungsgesetz (BVG) wegen "linksseitigen Wackelknies"

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um ZOVVDH°°

Der Bescheid, der auf einem Versorgungsgutachten beruht,

aus dem hervorgeht, daß der Kläger angegeben hatte, er sei

bei seiner beruflichen Tätigkeit sehr behindert, enthält
keinen ausdrücklichen Ausspruch über die Frage eines be—

sonderen beruflichen Betroffenseins° In der Folgezeit wurde

sowohl vom Kläger als auch von Gutachtern darauf hingewiesen,

daß der Kläger in seinem erlernten Beruf nicht mehr arbeiten

könne° Von der Landesversicherungsenstalt (BVA) Berlin

bezieht der Kläger Rente wegen Berufsunfähigkeit° Von 4962

bis 4964 nahm er an einer Umschulung zum Gürtler teil; obwohl

er wegen seiner guten LeistungenuzutlAblegungudermübschluß—

prüfung :ufgefordert wurde, meldete er sich nicht zur
Prüfung, weilwer meinte, sie nicht bestehen zu können°

In einem Widerspruch gegen einen die Neufeststellung der

Versorgungsbezüge wegen Verschlimmerung der Schädigunge—

folgen ablehnenden Bescheid brachte der Kläger am 49°

Februar 4964 wiederum vor, er sei in seinem Beruf erheblich

beeinträchtigt„ Im Widerspruchsbescheid vom 46° April 4964

kündigte der Beklagte an, daß der Kläger einen besonderen

Bescheid über die Frage der beruflichen Betroffenheit im

Sinne des 5 50 Abso 2 BVG erhalten werde° Mit "Schreiben"

vom 25° Juni 4968, des keine Rechtsmittelbelehrung enthält,

lehnte der Beklagte eine Erhöhung der MdB wegen besonderen
beruflichen Betroffenseins eb„ In einem wegen der Gewährung

von Berufsschsdensausgleich (Antrag vom 22° Oktober 4964)

geführten Rechtsstreit erklärte sich der Beklagte vor dem

Lendessozielgericht (LSG) Berlin em So Juni 4969 bereit,

den Anspruch auf Berufsschedensausgleich erneut zu über—

prüfen und zu bescheiden, wenn wegen eines besonderen bei

ruflichen Betroffenseins ein Grad der MdB von 50 V„H°
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erreicht werden sollte° Daraufhin nehm der Beklagte ein*

Schreiben des Klägers vom 42° Juni 4969 zum Anlaß, den Wider—

Spruchsbescheid vom 29" J nusr 4970 zu erlassen; er lehnte

eine Erhöhung der MdB wiederum ab, weil eine Änderung des

Bescheides vom 4° September 4957 nur nach 5 62 BVG oder

nach 5 40 des Gesetzes über das Verweltungsverfehren der

\Kriegsopferversorgung (VeerG) möglich sei; deren Voraus—

setzungen seien aber nicht gegeben°

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat die Klage durch Urteil

vom 25° Mai 4970 abgewiesen„ Das LSG Berlin hat den Be—

lklagten durch Urteil vom 8° September 4974 verurteilt, den

Kläger erneut zu bescheiden

&) über das besondere berufliche Betroffenséin

seit 4. Jrnusr 4957 in Ergänzung des Bescheides
vom 4‚ September 4957,

b) über den Berufsschedenseusgleich seit 4° Jrnuer
% ‚V\

196445

Im übrigen hat es die Berufung zurückgewiesen°

In den Entscheidungsgründen wird ausgeführt, der Bewilli—

gungsbescheid vom 4° September 4957 sei insoweit unvoll-
ständig, weil er keinen Hinweis darauf enthalte, ob der

Kläger in seinem Beruf besonders betroffen und dies bei
.der Festsetzung der MdB berücksichtigt worden sei° Die
Entscheidung hierüber müsse für die Zeit seit dem 4° Januar

4957 nachgeholt werder.° Der Einwand des Beklagten, daß

grundsätzlich bei der Feststellung der MdB auch das beson—

dere berufliche Betroffensein berücksichtigt werde, gehe

fehl, Im vorliegenden Fall habe der Beklagte das besondere

berufliche Betroffensein weder tetsächlich geprüft noch

rechtlich beschieden° Der Bewilligungsbescheid sei daher

aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen unrichtig° Es
sei demnach eine Prüfung nach % 40 VeerG erforderlich,

die der Senat jedoch nicht selbst vornehmen dürfe, um nicht

in das Ermessen des Beklagten einzugreifen° Über den Be—

rufsschedensausgleich könne erst entschieden werden, wenn
die Schwerbeschädigteneigenschaft des Klägers feststehea
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Daher könne das LSG insoweit den Beklagten nicht ver—

urteilen, so daß in diesem Umfang die Berufung des
4

Klägers zurückzuweisen sei°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Beklagte hat gegen das ihm am 7° Oktober 4974 zu—
gestellte Urteil am 480 Oktober 4974 Revision eingelegt

und diese gleichzeitig begründet°

Er beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen

Urteils die Berufung des Klägers in

vollem Umfang zurückzuweisen°

In seiner Revisionsbegründung, auf die Bezug genommen wird,

rügt der Beklagte eine Verletzung des 5 50 Abs, 2 BVG und

des 5 77 des Sozielgerichtsgesetzes (SGG)° Er führt hierzu

insbesondere aus, das angefochtene Urteil sei nicht ein—

deutig und in sich widerspruchsvoll° Aus dem Urteilsaus—

spruch könnte einerseits geschlossen werden, daß die Ver—

weltungsbehörde einen Ergänzungsbescheid erlassen solle,

d„h„, daß der Bescheid vom 4° September 4957 als Teil—

bescheid eufgefeßt werde; dann würde es sich um eine

ergänzende Erstenerkennung handeln° Aus den weiteren

Ausführungen des LSG folge jedoch andererseits, daß die

Versorgungsbehörde zu einer Überprüfung nach 5 40 VeerG

verenlsßt werden solle; das bedeute, daß sie von dem

Antrag des Klägers vom 49° Februer 4964 auf Erhöhung■der

NdE wegen eines besonderen beruflichen Betroffenseins

auszugehen habe° Die Festsetzung des Beginns des Über—

prüfungszeitreums euf den 4° Januar 4957 durch des LSG

sei denn aber nicht verständlich, weil die Frage der

rückwirkenden Anwendung des 5 40 VeerG und die Erhebung

der Verjährungseinrede dem pflichtgemäßen Ermessen der

Verweltungsbehörde überlassen seien°
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Außerdem setze die Anwendung des 5 40 VeerG voraus, daß
bereits früher ein Bescheid ergangen seio Das LSG sei aber

der Meinung, daß in dem Bescheid vom 4, September 4957 die

besondere berufliche Betroffenheit nicht untersucht worden

sei° Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

sei davon auszugehen, daß bei der Festsetzung einer Rente

sowohl%;50 Abs.‚ 4 BVGals auch 550 Abs.,2 BVG(früher
5 50 Abs° 4 Satz 2 BVG) angewandt werden seien° Auch im vor—
liegenden Fall sei die besondere berufliche Betroffenheit

bei der Festsetzung der MdB geprüft werden; Selbst wenn
die MdB im Bescheid von 4957 unrichtig wäre, so hätte■das

LSG ferner prüfen müssen, ob ein besonderes berafliches

Betroffensein des Klägers nunmehr nicht schon deshalb ent—

falle, weil der Kläger durch sein Verhalten den Erfolg der

Umschulungsmaßnahmen vereitelt habe° Durch die Umschulung

auf den Beruf des Gürtlers hätte der Kläger einen seinem

früheren sozial gleichwertigen Beruf ergreifen können°

Der Kläger beantragt,
_

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

II

Die gemäß 5 ’]62Abs° 4 Nr„ 1 SGG statthafte Rivision des
Beklagten ist zulässig; sie ist auch begründet°

&
Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger statt einer

Rente nach einer NdE um 50 voH° eine solche nach einer MdE

um 50 V„H° zusteht und ob er als Schwerbeschädigter Anspruch

auf Berufsschadensausgleich hat° Das LSG ist bei seiner Ent—

scheidung davon ausgegangen, daß die_Erhöhung der Rente vom
Kläger im Wege einer Zugunstenregelung gemäß 5 40 Abs° 1

VeerG begehrt wird° Dem Beklagten ist zuzugeben, daß dem

Urteil des LSG nicht klar entnommen werden kann, welcher Be—

scheid vom LSG auf seine Rechtmäßigkeit hin überprüft werden

sollte° Sowohl nach dem Urteilsausspruch als auch nach den

..6-
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Entscheidungsgründen scheint das LSG seine Prüfung aus—
schließlich euf den Bescheid vom 4° September 4957 zu be—

schränken, mit welchem der Kläger wegen der bei ihm ener—
kennten Schädigungsfolge Rente nach einer MdB um 50 VOH„ {„
bezieht° Andererseits hat das LSG wohl nicht verksnnt, ”

daß dieser Bescheid zwischen den Beteiligten bindend ge—

worden ist (% 77 SGG)° Andernfalls wäre es nicht verständlich,

daß das LSG von einer Zugunstenregelung im Sinne des 5 40

Abs° 4 VeerG ausgeht und meint, daß der Bescheid aus dem

Jahre 4957 unrichtig sei° Ist aber der Bescheid vom 4„

September 4957 zwischen den Beteiligten bindend‚ so kann

sich die erhobene Klage — wenn über ihre Begründetheitweine n
materielle Entscheidung getroffen werden soll — nur gegen

einen — für den Kläger noch? nicht bindend gewordenen — Ver—

weltungsekt richten‚ mit welchem die Versorgungsbehörde

eine Zugunstenregelung abgelehnt het° Dieser Verweltungsakt

ist des “Schreiben” der Versorgungsbehörde vom 250 Juni 4968,

mit dem die Versorgungsbehörde eine Erhöhung der MdB wegen

eines besonderen beruflichen Betroffenseins des Klägers

(@ 30 Abs„ 2 BVG) im Wege des Zugunstenbescheides nach 5 40
Abs° 4 VeerG abgelehnt und hierzu den Widerspruchsbescheid

vom 29° Januar 4970 erteilt hat° Demnach ist die Recht—

mäßigkeit des Bescheides vom 25„ Juni 4968 in Gestelt des

Widerspruchsbescheides vom 29° Januar 4970 streitig° Erst

im Rehmen der Prüfung der Rechtmäßigkeit dieses Bescheides

dahingehend, ob die Verwaltungsbehörde zu Recht die Ertei—

lung eines Zugunstenbescheides nach ä440 Abs„ 4 VeerG sb—

gelehnt hat, mußte das LSG Feststellungen darüber treffen,

ob der frühere — bindend gewordene — Bescheid vom
4° September 4957 hinsichtlich der Höhe der MdB unrichtig

isto
_ ‚

@

Nach 5 40 Abs° 4 VeerG kann die zuständige Verwaltungs—
behörde zugunsten des Berechtigten jederzeit einen neuen
Bescheid erteilen° Wie der erkennende Senat bereits mehr—

fach entschieden hat (BSG 26, 446, 449; 29, 278, 282), steht

der Versorgungsbehörde im Rahmen des 5 40 Abs° 4 VeerG

..'7-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_7..

zwar ein sogenanntes Handlungsermessen zu, dieses Ermessen

ist ihr jedoch nicht voraussetzungslos eingeräumt° Voraus—

setzung für eine Zugunstenregelung nach dieser Vorschrift

ist, daß der frühere Bescheid in tatsächlicher oder recht—

licher Beziehung unrichtig ist° Steht fest, daß ein früherer

bindend gewordener Bescheid unrichtig ist, so besteht für die

Verwaltungsbehörde keine Wahl, entweder zugunsten des Be—

rechtigten nach 5 40 Abs, 4 VeerG einen neuen Bescheid

zu erteilen oder davon Abstand zu nehmen; sie ist denn

vielmehr verpflichtet, einen der materiellen Rechtslage

entsprechenden neuen Bescheid zu erteilen (BSG 26, 446,

448 f)° Entgegen der Auffassung des LSG sind die Gerichte
nicht gehindert, die Voraussetzungen für die Erteilung eines

Zugunstenbescheides — also die Unrichtigkeit eines früher«x

bindend gewordenen Bescheides — nachzuprüfen, weil — wie

des LSG meint — die Erteilung eines Zugunstenbescheides im

Ermessen der Verwaltungsbehörde liegt° Das LSG verkennt

hierbei, daß die nach @40 Abs° 4 VeerG geforderte Voraus—

setzung für das Hrndlungsermessen der Versorgungsbehörde,

nämlich die Unrichtigkeit eines früheren bindenden Bescheides,

in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht in gleicher Weise

zu überprüfen ist, wie sonst bei anderen Vorschriften des

Vorliegenf=; von Tatbestendsmerkmalen (BSG 29, 282 mit wei—

teren Hinweisen)° Das folgt schon daraus, daß die Verwal—

tungsbehörde — wie oben ausgeführt _ im Falle der Unrich-
tigkeit des früheren, bindend gewordenen Bescheides keine

Wahl hat, einen entsprechenden Zugunstenbescheid zu er—
‘lassen oder davon Abstand zu nehmen; insoweit steht dann

der Verwaltungsbehörde kein Ermessen zu (BSG eno)„ Das Er—

messen nach 5 40 Abs° 4 VeerG erstreckt sich dann nur noch

darauf, von welchem Zeitpunkt an die Verwaltungsbehörde

die günstigere Regelung treffen will, und dieses Ermessen

ellein kann von den Gerichten nur noch im Rahmen des 5 54
Abs° 2 TS, 2 SGG}überprüft werden°

Wenn des LSG seine Entscheidung, deß der Beklagte verurteilt

wird, "über das besondere berufliche Betroffensein „o.„" den

Kläger "erneut zu bescheiden", insbesondere mit der Erwägung

_8_
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begründet hat, wegen der unzureichenden Feststellungen

— in bezug auf die Festsetzung der MdB im Bescheid vom
4„ September 4957 — und "des dadurch möglicherweise sich

ergebenden falschen Anspruchs auf Versorgungsrente" sei

jener Bescheid "aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen

unrichtig", so verkennt es die sich aus @ 40 Abs° 4 VeerG

ergebende materielle Rechtslage° Ein "möglicherweise“

sich ergebender "falscher Anspruch auf Versorgungsrente"

und ”unzureichende Feststellungen" (offenbar der Versorgungs—

behörde) sind noch nicht zwinge■df■üreéinett@téäöhiibhe

oder rechtliche Unrichtigkeit eines früheren Bescheides°

Insoweit ergibt die vom LSG vertretene Meinung such nichts

dafür, daß der Bescheid vom 25° Juni 4968 in Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 29° Januar 4970, mit welchem

die Versorgungsbehörde die Erteilung eines Zugunstenbe—

scheides abgelehnt hat, rechtswidrig ist° Tatsächlich

hat des LSG keine Feststellungen über die Unrichtigkeit

des früheren Bescheides selbst getroffen, wie es seine

Aufgebe gewesen wäre, sondern durch die Verurteilung zur

*rteilung eines neuen Bescheides über des besondere be—

rufliche Betroffensein des Klägers "die Sache an die Ver-

weltungsbehörde zurückverwiesen", was sich euch daraus

ergibt‚ daß das LSG dem Beklagten nähere Anweisungen erteilt

h■ta welche Prüfungen dieSer vor aefäsr■erluhg eines neuen
Bescheides noch vorzunehmen habe und welche rechtlichen

Erwägungen maßgebend sein könnten für die Erteilung eines

neuen Bescheides„ Eine sblche "Zurückverweisung" en die
Versorgungsbehörde ist aber nicht zulässig (so schon BSG

2,94, 96}„ Die ferner vom LSG eusgesprochene Verurteilung

des Beklégten, über das besondere berufliche Betroffensein

_"seit 4° Januar 4957" den Kläger erneut zu bescheiden, steht

im übrigen im Gegensatz zu der vom LSG vertretenen Auf—

fassung, daB die Erteilung eines Zugunstenbescheides "im

Ermessen” der Versorgungsbehörde liegt und auch im Gegen—

satz zu der oben zitierten Rechtsprechung des erkennenden

Senats, wonach es bei Erteilung eines Zugunstenbescheides

im pflichtgemäßen Ermessen der Versorgungsgehörde liegt‚
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von welchem Zeitpunkt an sie die günstigere Regelung

treffen will; dieses Ermessen kann wiederum nur im Rahmen

des 5 54 Abs° 2 SGG überprüft werden° Insoweit » d„h„, in

bezug auf einen Ermessensfehlgebrauch durch die Versorgungs—

behörde hinsichtlich des Beginns einer für den Kläger gün—

stigeren Regelung — war für eine Entscheidung des LSG noch

kein Raum, weil noch nicht einmal die Grundvoraussetzung

der Erteilung des Zugunstenbescheides, nämlich die Un—

richtigkeit des Bescheides aus dem Jahre 4957, feststeht;

Was die Verurteilung des Beklagten zur Erteilung eines Be—

scheides “über den Berufsschadenseusgleich seit 4, Januar

1964" betrifft, so handelt es sich ebenfalls um eine "Zur“ck—

verweisung an die Verwaltungsbehörde", die jedöch — wie

dargelegt — unzulässig ist° Wenn der Kläger neben der Er—

höhung der MdE als weiteren selbständigen Anspruch einen

Berufsschadensausgleich geltend macht, so ist das Gericht.

verpflichtet, die Voraussetzungen dieses Anspruchs im

einzelnen zu prüfen, und es muß denn darüber entscheiden,

ob der erhobene Anspruch begründet ist oder nicht; es kann

diese Prüfung nicht dadurch auf die Versorgungsbehörde.ab—

wälzen, daß dieser — wie im vorliegenden Ffll — erst auf—

gegeben wird, die Schwerbeschädigteneigenschaft des An—

tragstellers und Klägers zu ermitteln°

Nach allem 1 ist die Revision des Beklagten begründet° Das

angefochtene Urteil war insgesamt aufzuheben, und zwar auch

insoweit, als im Urteilsausspruch "im übrigen" die Berufung

(des Klägers} zurückgewiesen wird° Dieser Teil des Urteils—

ausspruchs ist inhaltslos und steht mit den Gründen der

Entscheidung im WiderSprucho Das LSG hat eine Entscheidung

über den vom Kläger geltend gemachten Anspruch auf Berufs—

schadensausgleich sachlich überhaupt nicht getroffen, sondern

diese Entscheidung der Versorgungsbehörde aufgegeben° Den

Gründen ist insoweit die Auffassung des LSG zu entnehmen,

daß es über den Berufsschadensausgleich sachlich auch gar
nicht entscheiden wollte° Damit war aber die Zurückweisung
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der Berufung des Klägers "im übrigen" schon deshalb nicht

zu vereinbaren, weil bei einer Zurückverweisung der Sache

an den Beklagten des Leistungsbegehren des Klägers

materiell—reChtlich noch offenblieb°

Der Senat konnte mangels ausreichender Feststellungen

(% 465 see) in der Sache selbst abschließend noch nicht
entscheiden, so daß sie an das LSG zurückzuverweisen war°

Des LSG wird nunmehr Feststellungen darüber treffen müssen,

ob die Voraussetzungen des 5 40 Abs° 4 VeerG Vorliegen,

dohc, ob der Bescheid vom 4° September 4957 unrichtig ist,

weil. darin zu Unrecht ein berufliches Betroffensein des

Klägers nicht berücksichtigt werden ist und ggfs„‚ ob der

Umstand, daß der Kläger seine Umschulung zum Gürtler

nicht mit einer Abschlußprüfung beendet hat (siehe dazu 5 50
Abs° 6 BVG}, eine Höherbewertung der MdB nach 5 50 Abs° 2
BVG im Rahmen der Zugunstenregelung gemäß 5 40 Abs° 4 VeerG

eusschließto
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